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Drudesache 2130 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. Februar 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 154. 
Sitzung am 24. Februar 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 10. Februar 1956 verabschiedeten 

Gesetzes zur Förderung der deutschen 
Eierwirtschaft 

- Drucksachen 2090, 1686 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 

X C4k40 VXWXX XX± VXWX CXXX^ Iw/ V^XX V^XX VJXLXXX" 

den einberufen wird. 


gez. von Hassel 


Bonn, den 24. Februar 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Februar 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

von Hassel 


Dructc: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel* Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Anlage 


Betr. Gesetz zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 


1. Hinter § 4 ist folgender neuer § 4 a einzu- 
fügen: 

„§ 4 a 

Eier, die in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eingeführt werden, müssen vor 
der Zollabfertigung mit der deutlich les- 
baren Herkunftsbezeichnung des Ur- 
sprungslandes in lateinischen Buchstaben 
gekennzeichnet sein. Ohne diese Kenn- 
zeichnung dürfen diese Eier nicht einge- 
führt, feilgehalten, angeboten, verkauft 
oder sonst in den Verkehr gebracht wer- 
den. 

Begründung 

Ohne eine Kennzeichnung der Auslands- 
eier besteht die Gefahr, daß ausländische 
Eier als deutsche Frischeier gekennzeich- 
net werden und hierfür der Ausgleichs- 
betrag in Anspruch genommen wird, 

2. Hinter § 5 ist folgender neuer § 5 a einzu- 
fügen: 

«§ 5 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ent- 
gegen § 4 a Satz 2 vorsätzlich oder fahr- 
lässig Eier ohne die vorgeschriebene Kenn- 
zeichnung in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes einführt, feilhält, anbietet, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr bringt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit wird, wenn 
sie vorsätzlich begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu 100 000 Deutsdie Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen wird, mit 
einer Geldbuße bis zu 20 000 Deutsche 
Mark geahndet.“ 

Begründung 

Das Gesetz enthält für die übrigen Be- 
stimmungen keinen besonderen Straf- 
schutz, da der Ausschluß von der Prämien- 
zahlung und die Möglichkeit einer Bestra- 
fung nach den allgemeinen Strafvorschrif- 
ten als ausreichend angesehen wurden. Zur 
Sicherung der Kennzeichnungspflicht der 
Auslandseier ist dagegen ein besonderer 
Strafschutz erforderlich. 

3. § 7 ist wie folgt zu ändern: 

„§ 7 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in 
Kraft.“ 

Begründung 

Die für die Durchführung dieses Gesetzes 
unentbehrlichen Ausführungsbestimmun- 
gen können nicht vor dem 1. April d. J. 
fertiggestellt und verkündet werden. 
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